Bürgerantrag des VCD nach §24 der Gemeindeordnung: 
Forderung eines Bebauungsplans zum Verkehrskonzept  Essen-Werden
Sitzung des Ausschusses für Anregungen und Beschwerden am 4. Juli 2017

Warum sind wir diesen Weg gegangen?
Der Verkehrsclub Deutschland (VCD) ist bundesweit organisiert und regional untergliedert. Der für Essen zuständige Kreisverband verfolgt im Rahmen seiner Satzung seit Anbeginn das Verkehrskonzept Werden zum Beispiel durch Teilnahme an Sitzungen der Bezirksvertretung, Diskussionsveranstaltungen der politischen Parteien, der Verwaltung und der Bürgerinitiativen. Die Ergebnisse seiner Aktivitäten wurden zeitnah im Internet und der regionalen Presse veröffentlicht. Er ist dabei davon ausgegangen, dass das Verkehrskonzept aufgrund bestehender Gesetze im Rahmen eines Bebauungsplans für die betroffenen Einwohner und interessierten Bürger offengelegt würde. Im Laufe des Jahres 2015 wurde jedoch seitens der städtischen Verwaltung klar dargestellt, dass dies nicht erfolgen sollte.

Daher hat sich der VCD im Oktober vergangenen Jahres schriftlich an den Oberbürgermeister mit der Forderung gewandt, vor dem endgültigen Beschluss des Rates über die Durchführung des Konzeptes einen Bebauungsplan zu starten oder bestehende Bebauungspläne zu aktualisieren. Dem Schreiben war eine ausführliche Begründung beigefügt.


Die Antwort des Oberbürgermeisters war sehr unbefriedigend, zum einen, weil er dem Vorschlag nicht folgen wollte, zum anderen weil die Ablehnung ohne näheres Eingehen auf die Begründung des VCD erfolgte. Der VCD hat daraufhin nach §24 der Gemeindeordnung von Nordrhein-Westfalen eine Beschwerde an den Rat der Stadt Essen gerichtet. Nach der Hauptsatzung der Stadt ist dann der Ausschuss für Anregungen und Beschwerden zuständig, der gestern (4.7.17) diese Beschwerde auf der Tagesordnung hatte.


Begründung unserer Auffassung


Während der Sitzung des Ausschusses hatte der Vertreter des VCD Gelegenheit, seine Beschwerde zu begründen. Im Kern geht es darum, dass in dem für die geplante Änderung der Verkehrsführung auf der B 224 zuständigen Bebauungsplan eine ausführliche Begründung enthalten ist, die den heutigen Zustand als beste Möglichkeit darstellt, um die damals vorhandenen Verkehrsprobleme langfristig zu verbessern. Wenn sich nun heute herausstellt, dass diese Verkehrsführung in dem vorgesehenen Maße geändert werden sollte, bedarf das nach Auffassung des VCD zumindest einer Aktualisierung dieses Bebauungsplanes. 

Vorlage der Verwaltung
In der Vorlage der Verwaltung für diese Sitzung (0946/2017/6B) wurde dieses Argument nur am Rande erwähnt und auf das Vorhandensein von Richtungspfeilen in der entsprechenden grafischen Darstellung reduziert. Diese Pfeile wurden nicht als Festsetzung im Sinne des Gesetzes , sondern nur als Hinweis gewertet. In der Aussprache übertrug der Vertreter der Verwaltung diese Einschätzung auch auf die schriftliche Begründung im Bebauungsplan. Die Interpretation der einschlägigen Gesetze durch den VCD wurde schlicht als falsch bezeichnet, die der Verwaltung dagegen als richtig.

Der Ausschuss folgte dem Beschlussvorschlag stillschweiend ohne weitere Diskussion und nahm die Beschwerde zur Kenntnis.
Der Vorsitzende schloss die Sitzung mit der Bemerkung, dass diese unterschiedlichen Auffassungen nur vor dem Verwaltungsgericht geklärt werden könnten. 



Der VCD stellte seinerseits abschließend die Frage, warum die Stadt auf ihrem Rechtsstandpunkt beharre und nicht aus Gründen der Klarheit und Rechtssicherheit im Rahmen einer zeitgemäßen Bürgermitwirkung einen neuen Bebauungsplan aufstelle.
